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Die Nachricht kam am frühen Morgen – und sie traf das britische Establishment ins Mark:
Andrew Mountbatten-Windsor, der frühere Prinz Andrew und jüngere Bruder von König
Charles III., wurde an seinem 66. Geburtstag wegen des Verdachts auf „misconduct in public
office“ festgenommen. Auslöser sind neue Dokumente aus dem Umfeld des verstorbenen US-
Finanziers und Sexualstraftäters Jeffrey Epstein, die nahelegen, Andrew habe während seiner
Zeit als britischer Handelsbeauftragter vertrauliche Regierungsinformationen weitergegeben.

Was bislang als moralische Verstrickung eines Royals mit einem berüchtigten Kriminellen
galt, entwickelt sich nun zu einer staatsrechtlich brisanten Angelegenheit. Im Kern steht die
Frage, ob ein Mitglied der königlichen Familie staatliche Geheimnisse missbräuchlich
verwendete – und was dies für das Vertrauen in die britischen Institutionen bedeutet.

Die Festnahme auf Sandringham
Am Donnerstagmorgen fuhren mehrere nicht gekennzeichnete Polizeifahrzeuge zum
Anwesen Wood Farm auf dem Sandringham-Gelände in der ostenglischen Grafschaft Norfolk,
wo Andrew Mountbatten-Windsor seit kurzem lebt. Die zuständige Thames Valley Police
bestätigte wenig später die Festnahme eines „Mannes in seinen Sechzigern aus Norfolk“
wegen des Verdachts auf Fehlverhalten im öffentlichen Amt. Gleichzeitig wurden
Durchsuchungen in Berkshire und Norfolk durchgeführt.

Der Zeitpunkt der Festnahme – exakt am Geburtstag des Beschuldigten – unterstreicht die
Symbolik des Vorgangs. Es ist ein Vorgang ohne historisches Vorbild in der jüngeren
britischen Monarchie: Noch nie wurde ein Bruder eines regierenden Königs wegen eines
möglichen Amtsvergehens in Gewahrsam genommen.

Bereits eine Woche zuvor hatte die Polizei erklärt, sie prüfe neue Vorwürfe aus den jüngst
veröffentlichten sogenannten Epstein-Akten. Diese umfassen Millionen Seiten an E-Mails,
Protokollen und internen Vermerken, die vom US-Justizministerium freigegeben wurden.

Der juristische Kern: „Misconduct in Public Office“
Der Straftatbestand des „misconduct in public office“ ist im britischen Common Law
verankert und umfasst vorsätzliches Fehlverhalten eines Amtsträgers, das einen Missbrauch
öffentlicher Macht oder Vertrauensstellung darstellt. Historisch wurde er gegen Beamte,
Polizisten oder Mandatsträger angewandt.
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Andrew Mountbatten-Windsor war zwischen 2001 und 2011 als Sonderbeauftragter für
internationalen Handel tätig. In dieser Funktion repräsentierte er britische
Wirtschaftsinteressen weltweit – insbesondere in Asien und im Nahen Osten. Der Posten war
politisch sensibel, da er direkten Zugang zu Regierungsdokumenten, Investitionsstrategien
und diplomatischen Einschätzungen bot.

Sollten sich die Vorwürfe bestätigen, wäre dies kein rein moralischer Fehltritt, sondern ein
potenzieller Verstoß gegen nationale Sicherheits- und Geheimhaltungspflichten.

Die Inhalte der Epstein-Dokumente
Im Zentrum der Vorwürfe stehen E-Mail-Verläufe aus dem Jahr 2010. Demnach soll
Mountbatten-Windsor nach offiziellen Reisen nach Singapur, Hongkong und Vietnam
vertrauliche Berichte über Investitionsmöglichkeiten an Jeffrey Epstein weitergeleitet haben –
teils nur Minuten nach Erhalt durch seinen damaligen Sonderberater.

In einem weiteren Austausch wird ein als „confidential brief“ bezeichneter Bericht zu
Investitionschancen im südlichen Afghanistan erwähnt – einer Region, in der britische
Truppen zu jener Zeit stationiert waren. Der damalige Prinz soll gegenüber Epstein erklärt
haben, er wolle dessen „Kommentare, Ansichten oder Ideen“, um mögliche Investoren zu
identifizieren.

Die Weitergabe sensibler Informationen an eine Privatperson ohne Mandat wirft erhebliche
Fragen auf: War Epstein lediglich ein informeller Ratgeber? Oder nutzte Andrew seine
offizielle Stellung, um wirtschaftliche Netzwerke jenseits institutioneller Kontrolle zu pflegen?

Bereits frühere Veröffentlichungen hatten enge persönliche Kontakte zwischen Andrew und
Epstein belegt. Neu ist jedoch die mögliche Dimension staatlicher Geheimnisse.

Politische Reaktionen: Gleichheit vor dem Gesetz
Der britische Premierminister Keir Starmer erklärte am Donnerstag im Interview mit der BBC,
„niemand stehe über dem Gesetz“. Diese Aussage mag formelhaft klingen, ist aber in der
britischen Verfassungsarchitektur von zentraler Bedeutung. Die Monarchie operiert zwar
außerhalb parteipolitischer Strukturen, doch ihre Mitglieder sind rechtlich nicht immun gegen
Strafverfolgung.
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Auch der Buckingham-Palast signalisierte Kooperationsbereitschaft. In einer Stellungnahme
hieß es, der König sei „zutiefst besorgt“ über die fortlaufend bekannt werdenden Vorwürfe.
Man werde die Ermittlungsbehörden unterstützen, sollte dies erforderlich sein.

Für Charles III. ist die Angelegenheit besonders heikel. Seit seinem Amtsantritt bemüht er
sich um eine schlankere, transparentere Monarchie. Bereits 2022 hatte Andrew alle
militärischen Ehrenämter und königlichen Schirmherrschaften verloren. Die aktuelle
Entwicklung zwingt das Königshaus nun erneut in die Defensive.

Institutionelle Verwerfungen
Die Affäre gewinnt zusätzliche Brisanz durch Parallelen zu anderen Fällen. So stehen laut
jüngsten Ermittlungen auch andere britische Amtsträger im Verdacht, vertrauliche
Informationen im Umfeld Epsteins geteilt zu haben. Der Fall deutet auf strukturelle
Schwächen in der Kontrolle informeller Netzwerke zwischen Politik, Diplomatie und
Finanzeliten hin.

Historisch betrachtet ist die britische Monarchie mehrfach durch Skandale erschüttert worden
– von der Abdankung Edwards VIII. 1936 bis zu den Ehekrisen der 1990er Jahre. Doch stets
blieben strafrechtliche Ermittlungen gegen zentrale Familienmitglieder aus.

Die gegenwärtige Situation unterscheidet sich grundlegend: Es geht nicht um private
Verfehlungen, sondern um mögliche Verletzungen staatlicher Integrität.

Internationale Dimension
Dass die belastenden Dokumente aus den Vereinigten Staaten stammen, unterstreicht die
transatlantische Verflechtung der Affäre. Jeffrey Epstein bewegte sich über Jahrzehnte in
internationalen Finanz- und Politkreisen. Die Veröffentlichung der Akten durch das US-
Justizministerium hat nicht nur in Großbritannien politische Folgen.

Für die britische Außenpolitik ist der Vorgang sensibel. Der ehemalige Handelsbeauftragte
hatte Zugang zu Investitionsstrategien in aufstrebenden Märkten Asiens und in
konfliktbelasteten Regionen wie Afghanistan. Sollten vertrauliche Informationen in private
Hände gelangt sein, könnte dies diplomatische Irritationen nach sich ziehen.
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Monarchie und Vertrauen
In Umfragen der vergangenen Jahre zeigte sich ein generationeller Wandel: Während ältere
Briten der Monarchie überwiegend positiv gegenüberstehen, wächst unter Jüngeren die
Skepsis. Anti-monarchische Organisationen fordern seit Langem mehr Transparenz und eine
stärkere parlamentarische Kontrolle.

Die jetzige Festnahme könnte diese Debatte verschärfen. Das britische System beruht auf
einem fein austarierten Gleichgewicht zwischen Tradition und demokratischer Rechenschaft.
Wird der Eindruck erweckt, dass privilegierte Akteure Zugang zu sensiblen Informationen
missbrauchen, gerät dieses Gleichgewicht ins Wanken.

Zugleich demonstriert das Vorgehen der Polizei die Funktionsfähigkeit rechtsstaatlicher
Mechanismen. Die Unschuldsvermutung gilt auch hier. Ob es zu einer Anklage kommt, hängt
von der Beweislage ab – insbesondere davon, ob die Weitergabe der Dokumente
strafrechtlich als vorsätzlicher Amtsmissbrauch gewertet werden kann.

Die kommenden Wochen werden zeigen, ob es sich um einen Einzelfall handelt oder um ein
Symptom tieferliegender institutioneller Defizite. Für die britische Monarchie steht mehr auf
dem Spiel als der Ruf eines einzelnen Familienmitglieds. Es geht um Glaubwürdigkeit – und
um das Vertrauen in die Integrität staatlicher Strukturen.
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